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Konsterniert verließ Gerhard 
Harder, Vorsitzender der Bür-
gerinitiative Umweltschutz 
Lüchow-Dannenberg (BI), am 
vorletzten März-Wochenende 
2009 die Fachtagung des 
Bundesumweltministeriums 
(BMU) in Berlin, auf der in 
beschränktem Kreis über die 
Sicherheitsanforderungen an 
die Endlagerung hochradioak-
tiver Abfälle debattiert wurde. 
„An einer völlig unverbindli-
chen Debatte über Sicherheits-
kriterien wird sich die Bürger-
initiative Umweltschutz Lü-
chow-Dannenberg (BI) nicht 
weiter beteiligen“, erklärte 
Harder. Die BI forderte „ein 
offenes, transparentes Such-
verfahren. Das impliziert nach 
aktuellem Stand von Wissen-
schaft und Technik einen 
Standortvergleich.“ Ohne eine 
solche Prämisse mache die 
Beteiligung am Diskurs aus 
Sicht der Bürgerinitiative kei-
nen Sinn. Doch die Atom-
kraftgegner blitzten mit ihrem 
Anliegen auf der Tagung ab. 
Moniert wurde von der BI 
außerdem, daß das BMU erst 
zu Beginn der Tagung eine 
überarbeitete Fassung ihrer 
Sicherheitskriterien vorgelegt 
hatte, die die Tagungsteilneh-
mer – weil unvorbereitet – im 
Schnelldurchgang zur Kennt-
nis nehmen mußten.

Zum Monatswechsel Oktober 
/November 2008 hatten zuvor 

auf Einladung des BMU über 
350 Fachleute, Politiker und 
Verbandsvertreter in Berlin 
über geologische, planerische, 
politische und ethische Aspek-
te der Atommüllendlagerung 
debattiert1. In einem kleine-
ren, ausgesuchten Kreis sollte 
die Debatte jetzt fortgesetzt 
werden und die Teilnehmer-
zahl wurde auf 50 Personen 
reduziert. Aus dem Wendland 
reiste jedoch eine starke Frak-
tion an, Vertreter der Deut-
schen Gesellschaft zu Bau und 
Betrieb von Endlagern (DBE), 
Kommunalpolitiker und 
Atomkraftgegner stellten ein 
Drittel der Diskutanten.

„Bei jeder Formulierung wird 
von allen Seiten der Salzstock 
Gorleben als Endlagerstandort 
mitgedacht“, kritisiert die Um-
weltinitiative. Auf den ersten 
Blick blendeten die Endlager-
kriterien zunächst als kühn 
und sicherheitsorientiert, doch 
der Verzicht auf eine doppelte 
geologische Barriere mit der 
Einführung des „einschluss-
wirksamen Gebirgsbereichs“ 
als einziger Barriere, die den 
Einschluß des hochradioakti-
ven Mülls über eine Million 
Jahre gewährleisten soll, sei 
angesichts der aktuellen De-
batte um Laugenzuflüsse in 

1 s. Strahlentelex 526-527 vom 
4.12.2008, www.strahlentelex.de/
Stx_08_526_S06-07.pdf

der Asse II und in Gorleben 
ein Vabanquespiel. Es gebe 
auch keinen nachvollziehba-
ren Plan, wie ein solches La-
ger gegen künftige menschli-
che Ein- und Zugriffe wirk-
sam geschützt werden kann 
bzw. wie über einen solchen 
atemberaubenden Zeitraum 
kommunizierbar sein soll, daß 
radioaktiver Müll an jenem 
Ort versenkt wurde. „Verant-
wortungsvolles Handeln ist 
nicht gleichbedeutend mit 
technischer Machbarkeit, es 
setzt vor allem voraus, daß auf 
die weitere Nutzung der 
Atomkraft zügig verzichtet 
wird“, umreißt BI-Sprecher 
Wolfgang Ehmke den 
Standpunkt der Bürgerinitiati-
ve. Die BI beharre darauf, daß 
alle Formulierungen im BMU-
Entwurf getilgt werden, die 
„deutlich auf Gorleben zuge-
schnitten sind“. 

Atommüll

Keine rechtlich 
verpflichtende 
Beteiligung an 
den Stillle-
gungskosten 
der Asse II für 
AKW-Betreiber
Insgesamt fast drei Viertel der 
in der Schachtanlage Asse II 
bei Wolfenbüttel eingelager-
ten Aktivität stammen von 
den Energieversorgungsunter-
nehmen (EVU) und mehr als 
zwei Drittel davon aus dem 
Wiederaufarbeitungsprozeß 
von abgebrannten Brennele-
menten, die von den Energie-

versorgungsunternehmen an 
die Wiederaufarbeitungsanla-
ge Karlsruhe geliefert wurden. 
Das erklärt das Bundesum-
weltministerium (BMU) in ei-
nem Hintergrundpapier vom 
5. März 20092 und bestätigt 
damit frühere Aussagen von 
Greenpeace. Von 1967 bis 
1975 wurden dem BMU zu-
folge keine Gebühren für die 
Einlagerung von radioaktiven 
Abfällen erhoben. Bis dahin 
sei bereits etwa die Hälfte der 
Gebinde in der Schachtanlage 
Asse II eingelagert worden. 
Ab Dezember 1975 bis zum 
Ende der Einlagerung im Jahr 
1978 seien dann Gebühren in 
Höhe von DM 150 (für Be-
hälter bis 700 Kilogramm Ge-
wicht und mit Dosisleistungen 
bis 100 Millirem pro Stunde) 
bis DM 3.700 (für Behälter 
bis 1.250 Kilogramm und mit 
Dosisleistungen bis 1.000 
Millirem pro Stunde) erhoben 
worden. Insgesamt sind dem-
nach von den AKW-Betrei-
bern umgerechnet lediglich 
etwa 900.000 Euro bezahlt 
worden. Die Kosten für Be-
trieb und Verfüllung der 
Schachtanlage Asse II seien 
bis zum 31. Dezember 2008 
vom Bundesministerium für 
Bildung und Forschung getra-
gen worden und ab dem 1. Ja-
nuar 2009 würden die erfor-
derlichen Haushaltsmittel nun 
dem BMU zugewiesen. Die 
Kosten für die Stilllegung sei-
nen allein vom Bund, und 
auch nicht teilweise vom Land 
zu tragen. Eine rechtlich ver-
pflichtende Beteiligung der 
Energieversorgungsunterneh-
men (EVU) an den Stillle-
gungskosten der Asse hätte 

2 http://www.bmu.de/atomenergie
_ver_und_entsorgung/downloads/
doc/43367.php

Atommüll-Endlagerung

„Die Vor-Festlegung auf 
Gorleben wird weiter fest-
gezurrt“
BI Umweltschutz Lüchow-Dannenberg beendet den 
Dialog über Endlagerkriterien.

http://www.bmu.de/atomenergie

